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Entwurf eines Gesetzes zu dem Ergänzungsprotokoll vom 15. Juni 1973 
zur Änderung des Abkommens vom 23. August 1958 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Großherzogtum Luxemburg 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen und über gegenseitige Amts- und 
Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie der Gewerbesteuern und der Grundsteuern 
sowie seines Schlußprotokolls 


A. Zielsetzung 

Das Ergänzungsprotokoll regelt in Vorwegnahme einer umfas- 
senden Revision des geltenden Doppelbesteuerungsabkommens 
einige vordringlich zu bereinigende Fragen, die sich im Zusam- 
menhang mit dem Abkommen ergeben haben. 

B. Lösung 

Das Ergänzungsprotokoll vom 15. Juni 1973 trifft die dazu er- 
forderlichen Regelungen. Es ist nach Artikel 59 Abs. 2 des 
Grundgesetzes zustimmungsbedürftig. Mit dem vorliegenden 
Vertragsgesetz sollen die für die Ratifikation des Ergänzungs- 
protokolls erforderlichen Voraussetzungen geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Alternativvorschläge liegen nicht vor. 

D. Kosten 

Keine wesentlichen Auswirkungen. 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

14 (44) — ■ 521 05 — Do 19/77 Bonn, den 18. Oktober 1977 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Ergänzungsprotokoli vom 15, Juni 
1973 zur Änderung des Abkommens vom 23. August 1958 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Großherzogtum Luxemburg 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen und über gegenseitige 
Amts- und Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen sowie der Gewerbesteuern und der Grundsteuern 
sowie eines Schlußprotokolls mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizu- 
führen. 

Der Wortlaut des Ergänzungsprotokolls und eine Denkschrift zum 
Ergänzungsprotokoll sind beigefügt. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 450. Sitzung am 14, Oktober 1977 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetz- 
entwurf keine Einwendungen zu erheben. 


Schmidt 
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Ergänzungsprotokoll vom 15. Juni 1973 
zur Änderung des Abkommens vom 23. August 1958 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Großherzogtum Luxemburg 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen und über gegenseitige Amts- und 
Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie der Gewerbesteuern und der Grundsteuern 
sowie seines Schlußprotokolls 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Bonn am 15. Juni 1973 Unterzeichneten Er- 
gänzungsprotokoll zur Änderung des Abkommens 
vom 23, August 1958 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und dem Großherzogtum Luxemburg 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen und über 
gegenseitige Amts- und Rechtshilfe auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie der Gewerbesteuern und der Grundsteuern 
sowie seines Schlußprotokolls (BGBl. 1959 II S. 1269) 
wird zugestimmt. Das Ergänzungsprotokoll wird 
nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Soweit das Ergänzungspiotokoll auf Grund 
seines Artikels 6 Abs. 2 für die Zeit vor seinem 
Inkrafttreten anzuwenden ist, steht dieser Anwen- 
dung die Unanfechtbarkeit bereits ergangener 
Steuerfestsetzungen nicht entgegen. 


(2) Soweit sich auf Grund des Absatzes 1 dieses 
Artikels für die Zeit bis zum Beginn des Kalender- 
jahrs, in dem das Ergänzungsprotokoll in Kraft tritt, 
bei der jeweiligen Steuerart unter Berücksichtigung 
der jeweiligen deutschen und luxemburgischen Be- 
steuerung insgesamt eine höhere Belastung ergibt, 
als sie nach den Rechtsvorschriften vor Inkrafttreten 
des Ergänzungsprotokolls bestand, wird der Steuer- 
mehrbetrag nicht erhoben. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 

Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft, 

(2) Der Tag, an dem das Ergänzungsprotokoll nach 
seinem Artikel 6 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundes- 
gesetzblatt bekanntzugeben. 
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Begründung 

Zu Artikel 1 

Auf das Ergänzungsprotokoll findet Artikel 59 Abs. 2 
Satz 1 des Grundgesetzes Anwendung, da es sich 
auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, da das Auf- 
kommen aus den Steuern, auf die sich das Ergän- 
zungsprotokoll bezieht, gemäß Artikel 106 des 
Grundgesetzes ganz oder zum Teil den Ländern 
oder Gemeinden zufließt. 

Zu Artikel 2 

Gemäß Artikel 6 Abs. 2 findet das Ergänzungsproto- 
koll nach seinem Inkrafttreten erstmalig auf die 
Steuern Anwendung, die für den Veranlagungszeit- 
raum 1971 erhoben werden. Um die Vorteile der 
Neuregelung auch im Rahmen der vorgesehenen 
Rückwirkung uneingeschränkt allen Steuerpflichti- 
gen zukommen zu lassen, wird in dieser Vorschrift 
festgestellt, daß die Unanfechtbarkeit bereits vor 
dem Inkrafttreten des Ergänzungsprotokolls ergan- 
gener Steuerfestsetzungen der Anwendung des Er- 
gänzungsprotokolls nicht entgegensteht. 

Falls im Einzelfall durch die Anwendung des Ergän- 
zungsprotokolls eine höhere Gesamtbelastung an 
deutscher oder luxemburgischer Steuer als nach den 
bisherigen Vorschriften eintritt, wird durch Absatz 2 
dieses Artikels — ungeachtet sonstiger Verwal- 
tungsmaßnahmen — eine rückwirkende Schlechter- 
stellung des Steuerpflichtigen für die Zeit vor dem 
Inkrafttreten ausdrücklich ausgeschlossen. 


Zu Artikel 3 

Das Ergänzungsprotokoll soll auch auf das Land 
Berlin Anwendung finden; das Gesetz enthält daher 
eine entsprechende Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dein 
Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgeset- 
zes. Für Artikel 2 — der eine Sonderregelung für 
die Anwendung des Außensteuergesetzes enthält — 
wird festgelegt, daß diese Bestimmung auf Aus- 
schüttungen anzuwenden ist, die vom Inkrafttreten 
des Gesetzes an bezogen werden. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Er- 
gänzungsprotokoll nach seinem Artikel 6 Abs. 2 in 
Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlufibemerkung 

Die Bundesrepublik Deutschland verzichtet im Rah- 
men des vorliegenden Ergänzungsprotokolls zwar in 
gewissem Umfang auf Steuern, die dem Bund, den 
Ländern oder Gemeinden zufließen, braucht aber 
andererseits Steuerermäßigungen, mit deren Hilfe 
bisher eine Doppelbesteuerung vermieden wurde, 
nicht mehr oder zumindest nicht mehr in der bis- 
herigen Höhe zu gewähren. Das daraus resultie- 
rende Mehr- oder Minderaufkominen dürfte haus- 
haltswirtschaftlich nicht ins Gewicht fallen. Eine 
Auswirkung auf Einzelpreise, das Preisniveau und 
die Verbraucher ist nicht zu erwarten. 
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Ergänzungsprotokoll 

zur Änderung des Abkommens vom 23. August 1958 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Großherzogtum Luxemburg 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen und über gegenseitige 
Amts- und Rechtshilfe auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen 
und vom Vermögen sowie der Gewerbesteuern und der Grundsteuern 
sowie seines Schlußprotokolls 


Von dem Wunsche geleitet, gewisse Bestimmungen 
des am 23. August 1958 in Luxemburg Unterzeichneten 
Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerungen 
und über gegenseitige Amts- und Rechtshilfe auf dem 
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
sowie der Gewerbesteuern und der Grundsteuern — 
nachstehend als „Abkommen" bezeichnet — sowie sein 
Schlußprotokoll zu ändern, sind der Präsident der Bundes- 
republik Deutschland und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Luxemburg übereingekommen, ein Er- 
gänzungsprotokoll abzuschließen, und haben hierfür zu 
ihren Bevollmächtigten ernannt: 

Der Präsident der Bundesrepublik Deutschland, 

Herrn Dr. Paul Frank 

Staatssekretär 
des Auswärtigen Amts 

Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Luxemburg, 
Herrn Dr. Nicolas Hommel 
außerordentlicher und bevollmächtigter Botschafter 
des Großherzogtums Luxemburg in Bonn 

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger Form 
befundenen Vollmachten folgendes vereinbart haben: 

Artikel 1 

{1) Artikel 4 Absatz 3 des Abkommens wird gestrichen. 

(2) Artikel 14 Absatz 3 des Abkommens wird durch 
folgende Bestimmung ersetzt: 

„(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck .Zin- 
sen' bedeutet Einkünfte aus öffentlichen Anleihen, aus 
Schuldverschreibungen, auch wenn sie durch Pfandrechte 
an Grundstücken gesichert oder mit einer Gewinnbeteili- 
gung ausgestattet sind, und aus Forderungen jeder Art 
sowie alle anderen Einkünfte, die nach dem Steuerrecht 
des Staates, aus dem sie stammen, den Einkünften aus 
Darlehen gleichgestellt sind." 

(3) In Artikel 19 Absatz 1 wird bei Buchstabe a nach 
dem Komma das Wort „oder" hinzugefügt; Buchstabe b 
wird gestrichen und Buchstabe c wird Buchstabe b. 

Artikel 2 

Artikel 20 des Abkommens wird durch folgende Be- 
stimmungen ersetzt: 

„Artikel 20 

(1) Wenn der Wohnsitzstaat nach den vorhergehenden 
Artikeln für Einkünfte oder Vermögensteile das Besteue- 
rungsrecht hat, so darf der andere Staat diese Einkünfte 
oder Vermögensteile nicht besteuern. Artikel 13 Absatz 2 
und Artikel 15 Absatz 3 bleiben unberührt. 


(2) Von der Bemessungsgrundlage für die Steuer des 
Wohnsitzstaates werden die Einkünfte und Vermögens- 
teile ausgenommen, für die nach den vorhergehenden 
Artikeln der andere Staat ein Besteuerungsrecht hat, es 
sei denn, daß Absatz 3 gilt. Die Steuer für die Einkünfte 
oder Vermögensteile, die dem Wohnsitzstaate zur Be- 
steuerung überlassen sind, wird jedoch nach dem Satz 
erhoben, der dem Gesamteinkommen oder Gesamtver- 
mögen der steuerpflichtigen Person entspricht. Bei Divi- 
denden gelten die Sätze 1 und 2 nur für Dividenden, 
die einer Kapitalgesellschaft von einer Kapitalgesell- 
schaft mit Wohnsitz in dem anderen Staat gezahlt wer- 
den, deren stimmberechtigte Anteile zu mindestens 25 
v. H. der erstgenannten Gesellschaft gehören. Von der 
Bemessungsgrundlage des Wohnsitzstaates werden eben- 
falls Anteile ausgenommen, deren Dividende nach Satz 3 
von der Steuerbemessungsgrundlage auszunehmen sind 
oder bei Zahlung auszunehmen wären. 

(3) Bei Dividenden, die nicht nach Absatz 2 Satz 3 
von der Steuerbemessungsgrundlage auszunehmen sind, 
und bei Lizenzgebühren wird auf die im Wohnsitzstaat 
von diesen Einkünften erhobene, nach einem durch- 
schnittlichen Steuersatz berechnete Steuer vom Einkom- 
men die in dem anderen Staat erhobene Abzugsteuer 
angerechnet." 

Artikel 3 

Artikel 25 Absatz 5 wird durch die folgende Bestim- 
mung ersetzt: 

„(5) In diesem Artikel bezieht sich der Ausdruck .Be- 
steuerung' auf Steuern jeder Art und Bezeichnung." 

Artikel 4 

Das Schlußprotokoll zum Abkommen wird wie folgt 
geändert: 

a) Nummer 21 wird durch folgende Bestimmung ersetzt: 

„21. Ungeachtet des Artikels 13 Absatz 4 darf die 
Steuer der Bundesrepublik Deutschland auf Divi- 
denden, die eine Kapitalgesellschaft mit Wohn- 
sitz in der Bundesrepublik Deutschland an eine 
Kapitalgesellschaft mit Wohnsitz im Großherzog- 
tum Luxemburg zahlt, 25,75 v. H. des Bruttobe- 
trages dieser Dividenden nicht übersteigen, wenn 

a) der Satz der Körperschaftsteuer der Bundes- 
republik Deutschland für ausgeschüttete Gewinne 
einer Kapitalgesellschaft mit Wohnsitz in der 
Bundesrepublik Deutschland niedriger ist als für 
nichtausgeschüttete Gewinne und der Unter- 
schied zwischen diesen beiden Sätzen 15 Punkte 
oder mehr beträgt und 

b) die Dividenden von der Kapitalgesellschaft 
mit Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland 
an eine Kapitalgesellschaft mit Wohnsitz im 
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Großherzogtum Luxemburg gezahlt werden, die 
entweder selbst oder im Sinne der Ziffer 21 a 
dieses Protokolls mit anderen Gesellschaften zu- 
sammen mindestens über 25 v. H. der stimmbe- 
rechtigten Anteile an der erstgenannten Gesell- 
schaft verfügt oder die im Hinblick auf ihre Be- 
teiligung eine Freistellung der Dividenden von 
der normalen luxemburgischen Steuer genießt, 
die der durch Artikel 20 Absatz 2 Satz 3 ge- 
währten Freistellung entspricht." 

b) Unmittelbar nach Nummer 21 wird folgende Bestim- 
mung eingefügt: 

„21 a. Ist Luxemburg Woiinsitzstaat, so sind Dividen- 
den und Anteile in Anwendung des Arti- 
kels 20 Absatz 2 Satz 3 und 4 auch dann von 
der Bemessungsgrundlage auszunehmen, wenn 
mehreren Kapitalgesellschaften mit Wohnsitz 
im Großherzogtum Luxemburg mindestens 25 
V. H. der stimmberechtigten Anteile an einer 
Kapitalgesellschaft mit Wohnsitz in der Bundes- 
republik Deutschland gehören und einer der 
beteiligten Gesellschaften mit Wohnsitz im 
Großherzogtum Luxemburg mehr als 50 v. H. 
der stimmberechtigten Anteile an einer jeden 
der anderen beteiligten Gesellschaften mit 
Wohnsitz im Großherzogtum Luxemburg ge- 
hören." 


c) Nummer 24 wird durch folgende Bestimmung ersetzt: 

„24. Personen mit Wohnsitz in der Bundesrepublik 
Deutschland können Entlastungen auf der Grund- 
lage des Abkommens nur insoweit beanspruchen, 
als sie sich aus dem Artikel 20 Absatz 2 und 3 
ergeben." 

Artikel 5 

Dieses Ergänzungsprotokoll gilt auch für das Land 
Berlin, sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland gegenüber der Regierung des Großherzog- 
tums Luxemburg innerhalb von drei Monaten nach In- 
krafttreten des Ergänzungsprotokolls eine gegenteilige 
Erklärung abgibt. 

Artikel 6 

(1) Dieses Ergänzungsprotokoll bedarf der Ratifikation; 
die Ratifikationsurkunden sollen sobald wie möglich in 
Luxemburg ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Ergänzungsprotokoll tritt einen Monat nach 
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft und gilt 
dann für die Steuern, die für den Veranlagungszeitraum 
1971 und die folgenden Veranlagungszeiträume erhoben 
werden. 

Artikel 7 

Dieses Ergänzungsprotokoll ist Bestandteil des Abkom- 
mens vom 23. August 1958 und bleibt ebenso lange in 
Kraft, wie das Abkommen selbst. 


ZU URKUND DESSEN haben die Bevollmächtigten 
dieses Ergänzungsprotokoll unterschrieben und mit ihren 
Siegeln versehen. 


GESCHEHEN zu Bonn am 15. Juni 1973 in zwei Ur- 
schriften. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
Paul Frank 

Für das Großherzogtum Luxemburg 
Nicolas Hommcl 
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Denkschrift zum Ergänzungsprotokoll 

I 

Grundsätzliches zum Ergänzungsprotokoll 

Zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Großherzogtum Luxemburg besteht zwecks Vermei- 
dung der Doppelbesteuerung ein Abkommen vom 
23. August 1958. Es hat sich bewährt und als gute 
steuerliche Grundlage für die Wirtschaftsbeziehun- 
gen zwischen den beiden Staaten erwiesen. Dieses 
Abkommen ist durch die Entwicklung des inter- 
nationalen Steuerrechts in den letzten 15 Jahren 
(vor allem durch das OECD-Musterabkommen) über- 
holt; dies und die Entwicklung des Steuerrechts in 
den beiden Staaten sowie die Erfordernisse der 
Europäischen Gemeinschaft lassen an sich eine Ge- 
samtrevision des Abkommens angezeigt erscheinen. 
In einigen wichtigen Punkten konnte jedoch die Ver- 
tragsrevision nicht aufgeschoben werden. Dabei geht 
es vor allem um die Ausdehnung der Gewährung 
des luxemburgischen Schachtelprivilegs für Dividen- 
denzahlungen deutscher Tochtergesellschaften an 
luxemburgische Muttergesellschaften. An dieser 
allein die luxemburgische Besteuerung be- 
rührenden Abkommensänderuiig besteht ein großes 
deutsches Interesse, weil sie die deutschen Bemühun- 
gen um Strukturverbesserungen im deutsch-luxem- 
burgischen Grenzgebiet entscheidend unterstützt. Sie 
ist Kernstück des vorliegenden Ergänzungsprotokolls 
(vgl. Erläuterung zu Artikel 2). 

Aus diesem Anlaß regelt das Protokoll auch einige 
andere, auch die deutsche Besteuerung betref- 
fende Punkte neu: Dinglich gesicherte Zinsen, Aus- 
dehnung des Diskriminierungsverbots auf Steuern 
aller Art. 

Im Rahmen der geplanten Gesamtrevision des Ab- 
kommens wird auch die Besteuerung der Dividenden 
auf Grund des Körperschaftsteuergesetzes 1977 über- 
prüft und die Behandlung von Zwischengesellschaf- 
ten, die den unter das Abkommen fallenden luxem- 
burgischen Gesellschaften nachgeschaltet sind, ge- 
klärt werden, 

II 

Zu den einzelnen Bestimmungen 

Zu Artikel 1 

Nach dem gegenwärtig geltenden Abkommen dür- 
fen Zinsen aus dinglich gesicherten Forderungen nur 
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem das 
als Sicherheit dienende unbewegliche Vermögen 
liegt; im anderen Staat, in dem der Gläubiger der 
Forderungen ansässig ist, sind sie von den dortigen 
Steuern — unter Berücksichtigung des Progressions- 
vorbehaltes — freigestellt. Entsprechendes gilt für 
die den Zinsen zugrunde liegenden Forderungen. 
Ferner dürfen nach dem gegenwärtigen Abkommen 
Zinsen aus Wandelanleihen und Gewinnobligatio- 
nen — wie Dividenden — im Quellenstaat mit einer 
Abzugsteuer bis zu 15 v. H. ihres Bruttobetrags be- 
steuert werden; die Steuer ist vom Wohnsitzstaat 
des Empfängers anzurechnen. 


Nach der neueren internationalen Vertragspraxis 
dürfen aber alle derartigen Zinsen und die ihnen 
zugrunde liegenden Forderungen wie andere Zinsen 
und die diesen zugrunde liegenden Forderungen 
allein im Wohnsitzstaat des Darlehnsgebers be- 
steuert werden, w^ährend sie im Quellenstaat steuer- 
frei sind. Nach Artikel 1 des Ergänzungsprotokolls 
soll dies in Zukunft auch für das deutsch-luxembnr- 
giscVie Verhältnis geittiii. Damit werden vor allem 
ungerechtfertigte Steuervorteile beseitigt, 
die beim Bezug von Zinsen eintreten konnten, wenn 
die zugrunde liegende Forderung in Luxemburg 
dinglich gesichert w^ar. 

Zu Artikel 2 

Ein wesentlicher Mangel des geltenden Abkommens 
besteht in einer Regelung, die allein die luxembur- 
gische Besteuerung betrifft. Die luxemburgischen 
Muttergesellschaften deutscher Tochtergesellschaften 
haben nämlich nach diesem Abkommen keinen An- 
spruch auf das volle Schachtelprivileg bei luxem- 
burgischen Körperschaft- und Vermögensteuern. Das 
Abkommen sieht lediglich die Halbierung dieser 
luxemburgischen Steuern, soweit sie auf für die 
Sdiachtelbeteiligung bezogene Dividenden bzw. die 
Beteiligung selbst entfallen, vor. Bei der luxem- 
burgisdien Gewerbesteuer ist das Schachtelprivileg 
\ Öllig ausgeschlossen. In Anpassung an andere Ab- 
kommen räumt Luxemburg im vorliegenden Artikel 
das Schachtelprivileg nun in vollem Umfang ein. 
Deutscherseits wird diese Absicht begrüßt, weil da- 
durch die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwischen 
den beiden Staaten gefördert wird. Dies ist wesent- 
licher Inhalt der Änderung des Artikels 20 des Ab- 
kommens. 

Absatz 1 des neugefaßten Artikels 20 des Abkom- 
mens entspricht bis auf die die Zinsen betreffende 
Bezugnahme im gegenwärtigen Abkommen voll der 
bisherigen Bestimmung. 

Absatz 2 des neugefaßten Artikels 20 des Abkom- 
mens faßt die Regelungen, die bisher für die 
deutsche und für die luxemburgische Seite in ge- 
trennten Vorschriften enthalten waren, in einer 
Vorschrift zusammen. Die Sätze 1 und 2 enthalten 
das allgemeine Prinzip der Freistellung unter Wah- 
rung des Progressionsvorbehalts. Nach Satz 3 sind 
Dividenden aus einer wesentlichen Beteiligung einer 
in dem einen Staat ansässigen Kapitalgesellschaft an 
einer im anderen Staat ansässigen Kapitalgesellschaft 
(Schachtelbeteiligung) im ersten Staat von allen 
Steuern befreit. Dieses umfassende Schachtelprivileg 
gilt nunmehr für beide Staaten in gleicher Weise. 
Satz 4 dehnt das Schachtelprivileg auch auf die 
Besteuerung der Beteiligungen selbst aus; auch hier 
gilt abweichend vom bisherigen Rechtszustand die- 
selbe Regelung für beide Staaten. 

Absatz 3 des neugefaßten Artikels 20 des Abkom- 
mens enthält Anrechnungsvoschriften für die Be- 
steuerung von Dividenden und Lizenzgebühren, die 
denen des bisher geltenden Abkommens ent- 
sprechen. 
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Zu Artikel 3 

Mit der in diesem Artikel vorgesehenen Ergänzung 
des Diskriminierungsverbots (Artikel 25 des Ab- 
kommens) wird dieses Verbot auf Steuern ausge- 
dehnt, die nicht unter die übrigen Abkommensbe- 
stimmungen fallen. Dies hat in der Bundesrepublik 
Deutschland im wesentlichen Auswirkungen nur bei 
der Gesellschaftsteuer, bei der Luxemburg mithin 
künftig die gleiche Behandlung erfährt, die die wich- 
tigen Partnerländer auf Grund der bestehenden 
Doppelbesteuerungsabkommen schon genießen. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel enthält einige wichtige Änderungen 
des Schlußprotokolls. 

Zu Buchstabe a 

Diese Regelung faßt jene Bestimmungen des bis- 
herigen Abkommens neu, nach denen die Bundes- 
republik im Hinblick auf ihr System des gespaltenen 
Körperschaftsteuertarifs die Kapitalertragsteuer von 
solchen Dividenden in voller Höhe erheben darf, die 
eine deutsche Tochtergesellschaft an ihre luxembur- 
gische Muttergesellschaft zahlt. Die Neufassung 
berücksichtigt die seil 1968 bis zum 31. Dezember 
1974 bestehende Ergänzungsabgabe; deshalb wurde 
die bisher vorgesehene Höchstgrenze für den deut- 
schen Steuerabzug von 25 v. H. auf 25,75 v. H. des 
Dividendenbruttobetrages angehoben. 

Die bisherige Bestimmung knüpfte die Erhebung des 
vollen deutschen Steuerabzugs an eine Mindestbe- 
teiligung von 25 V. H.; die neugefaßte Bestimmung 
bezieht darüber hinaus alle Fälle mit ein, in denen 
die Erhebung des vollen Steuerabzugs deshalb an- 
gezeigt ist, weil in Luxemburg die Dividendenaus- 
schüttungen der deutschen Tochtergesellschaft bei 
der oder den luxemburgischen Obergesellschaften 
steuerfrei sind. Damit ist insbesondere ausgeschlos- 
sen, daß eine luxemburgische Geselllschaft ihre 


Beteiligung an einer deutschen Gesellschaft auf 
mehrere luxemburgische Gesellschaften verteilt, 
damit von den Dividenden statt einer deutschen 
Abzugsteuer von 25,75 v. H. nur eine solche von 
15 V. H. erhoben wird. 

Zu Buchstabe b 

Diese Bestimmung ergänzt für die luxemburgische 
Seite die neue Abkommensregelung über die Ge- 
währung des Schachtelprivilegs. Dieses wird in 
Luxemburg danach nicht nur dann gewährt, wenn 
eine einzige luxemburgische Gesellschaft mindestens 
25 V. H. des Kapitals einer deutschen Gesellschaft 
besitzt, sondern auch wenn mehrere luxemburgische 
Gesellschaften, die unter gemeinsamer Beherrschung 
stehen, zusammen eine solche Beteiligung besitzen. 

Zu Buchstabe c 

Die neue Ziffer 24 des Schlußprotokolls stellt klar, 
daß Personen mit Wohnsitz in der Bundesrepublik 
Deutschland Entlastungen auf der Grundlage des 
Abkommens nur insoweit beanspruchen können, als 
sie sich aus Artikel 20 Abs. 2 und 3 ergeben. Dies hat 
insbesondere für das in der genannten Bestimmung 
enthaltene internationale Schachtelprivileg Bedeu- 
tung. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 6 

Dieser Artikel sieht vor, daß die Bestimmungen des 
Ergänzungsprotokolls vom 1. Januar 1971 an ange- 
wendet werden sollen. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel stellt fest, daß das Ergäiizungs- 
protokoll Bestandteil des geltenden Abkommens ist 
und ebenso lange in Kraft wie dieses bleibt. 
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